
Das Datenschutzgesetz
2000, BGBl I
1999/165, ist in den

vergangenen zehn Jahren
seit seinem Inkrafttreten am
1. Jänner 2000 nur wenig
geändert worden. Mit Mi-
nisterialentwurf 182/ME 23.
GP wurde ein Begutach-
tungsverfahren zu einer
DSG-Novelle 2008 (mit be-
absichtigtem Inkrafttreten
am 1.8.2008) eingeleitet,
das schließlich zur Regie-
rungsvorlage der DSG-No-
velle 2010, RV 472 BlgNR
24. GP, geführt hat. In diese
nicht übernommen wurden
die im Ministerialentwurf
vorgesehenen Bestimmun-
gen über die Bestellung ei-
nes betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten.

Die Regierungsvorlage,
die am 17.11.2009 im Natio-
nalrat eingelangt ist, wurde
im Zuge der parlamentari-
schen Beratungen nur wenig
verändert und ist, unter Aus-
klammerung jener Bestim-
mungen, die, als Verfas-
sungsbestimmungen, einer
Zwei-Drittel-Mehrheit be-
durft hätten, in die DSG-No-
velle 2010 übernommen
worden. Diese wurde unter
BGBl I 2009/133 veröffent-
licht und ist am 1. Jänner
2010 in Kraft getreten, zu-
sammen mit den Änderun-
gen, die sich durch Art. 37
des Eingetragene Partner-
schaft-Gesetz – EPG, BGBl
I 2009/135, in § 48a Abs. 5
DSG ergeben haben (Einfü-
gung der Wortfolge „einge-
tragene Partner“ nach „Ehe-
gatten“).

Die verfassungsgesetzli-
chen Bestimmungen hätten
im Wesentlichen eine allei-
nige Kompetenz des Bundes
zum Schutz personenbezo-
gener Daten begründet und
hiezu bestehende landes-

rechtliche Vorschriften außer
Kraft gesetzt (vornehmlich
hinsichtlich manuell geführ-
ter Dateien, § 58 DSG).

Die Schwerpunkte der
Novelle liegen in Neuerun-
gen im Verfahren zur Regis-
trierung und bei der Richtig-
stellung des Registers; der
Neugestaltung des Verfah-
rens zur Überprüfung der Er-
füllung der Meldepflicht; be-
gleitenden Maßnahmen im
Beschwerdeverfahren und in
einer Regelung der Video-
überwachung durch Private
(9a. Abschnitt).

Registrierung. Soweit Da-
tenanwendungen melde-
pflichtig sind (ausgenommen
sind nach § 17 Abs. 2 DSG
u. a. Standardanwendungen
nach der Standard- und Mus-
terverordnung 2004 sowie
die in § 17 Abs. 3 aufgezähl-
ten, im öffentlichen Interesse
begründeten Ausnahmen),
hat der Auftraggeber wie
bisher eine Meldung an das
von der Datenschutzkom-
mission zu führende Daten-
verarbeitungsregister (DVR)
zu erstatten. Die Melde-
pflicht besteht auch für Um-
stände, die nachträglich die
Unrichtigkeit und Unvoll-

ständigkeit einer Meldung
bewirken (Änderungsmel-
dung).

Meldungen an das DVR
können nur mehr in elektro-
nischer Form im Wege der
vom Bundeskanzler bereit zu
stellenden Internetanwen-
dung eingebracht werden.
Die Identifizierung und
Authentifizierung kann ins-
besondere durch die Bürger-
karte erfolgen. Eine Mel-
dung per E-Mail oder in
nicht elektronischer Form ist
(nur mehr) für manuelle Da-
teien sowie bei einem länge-
ren technischen Ausfall der
Internetanwendung zulässig
(§ 17 Abs. 1a). Als längeren
technischen Ausfall bezeich-
net die RV einen solchen
von mindestens 48 Stunden.

Neu ist auch, dass der
Auftraggeber selbst zu beur-
teilen hat, ob die zu regi-
strierende Datenanwendung
der Vorabkontrolle unter-
liegt (§ 18 Abs. 2 sowie, in
Bezug auf Videoüberwa-
chung, § 50c Abs. 1 2. Satz
DSG) oder nicht. Eine ent-
sprechende Erklärung ist,
neben den sonst erforderli-
chen, in § 19 Abs. 1 Z 1 bis
7 DSG angeführten Anga-
ben, in die Meldung an das

DVR aufzunehmen (neue Z
3a).

Wird eine Erklärung da-
hingehend abgegeben, dass
keine Vorabkontrollpflicht
(nach den Tatbeständen des
§ 18 Abs. 2 Z 1 bis 4) gege-
ben ist, wird das Registrie-
rungsverfahren vollautoma-
tisch durchgeführt, wobei
nur eine Prüfung auf Voll-
ständigkeit und Plausibilität
der Angaben erfolgt. Ist
demnach die Meldung nicht
fehlerhaft, ist sie sofort zu
registrieren (§ 20 Abs. 1).
Der Umstand, dass der Mel-
dungsinhalt nur automati-
onsunterstützt geprüft wur-
de, ist in der Registrierung
zu vermerken (§ 21 Abs. 5).
Unmittelbar nach Abgabe ei-
ner derartigen Meldung darf
der Vollbetrieb der melde-
pflichtigen Datenanwendung
aufgenommen werden (§ 18
Abs. 1).

Eine Absicherung dage-
gen, dass Datenanwendun-
gen in der Meldung fälsch-
lich als nicht der Vorabkon-
trolle unterliegend bezeich-
net werden, bildet § 30 Abs.
2a DSG, wonach bei be-
haupteten Verstößen oder
bei begründetem Verdacht
auf Verletzung der Melde-
pflicht die Datenschutzkom-
mission die Erfüllung der
Meldepflicht überprüfen und
Berichtigungen des DVR
oder Streichungen aus die-
sem durchführen kann. Nach
dem neu formulierten § 52
Abs. 2 Z 1 DSG ist das Be-
treiben einer Datenanwen-
dung auf eine von der Mel-
dung abweichende Weise ei-
ne mit Geldstrafe bis zu
10.000 Euro zu bestrafende
Verwaltungsübertretung.

Neu ist auch, dass der
Auftraggeber sich bereits bei
Einbringung der Meldung
oder danach bis zum Ab-
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Private Videoüberwachung: Konkretere Regelungen in der
Datenschutzgesetzes-Novelle 2010.

Zeitgemäßer Datenschutz
Am 1. Jänner 2010 ist die Datenschutzgesetzes-Novelle 2010 in Kraft getreten. Es gibt wesentliche 

Änderungen im Datenschutzrecht, insbesondere eine Regelung der privaten Videoüberwachung. 



schluss des Registrierungs-
verfahrens verpflichten
kann, sich beim Betrieb der
Datenanwendung bestimm-
ten Auflagen oder Bedingun-
gen zu unterwerfen oder die
Datenanwendung nur befris-
tet zu betreiben. Mit der Re-
gistrierung werden diese Zu-
sagen rechtsverbindlich (§
19 Abs. 2). Zu erwartende
Vorschreibungen der Daten-
schutzkommission können
somit vorweggenommen
werden, was im Interesse so-
wohl der Verfahrens- als
auch der Verwaltungsökono-
mie liegt.

Wird bei der automati-
onsunterstützten Prüfung ein
Fehler der Meldung festge-
stellt, ist dem Auftraggeber
die Möglichkeit zur Verbes-
serung einzuräumen. Gleich-
zeitig ist er darauf hinzuwei-
sen, dass die Meldung als
nicht eingebracht gilt, wenn
keine Verbesserung erfolgt
oder er auf die Einbringung
der unverbesserten Meldung
besteht. In diesem Fall kann
er die Meldung schriftlich
der Datenschutzkommission
übermitteln (§ 20 Abs. 2).

Diese überprüft sie auf
Mangelhaftigkeit so wie je-
ne, die von vornherein als
vorabkontrollpflichtig be-
zeichnet wurden oder nicht
über das Internet eingebracht
worden sind. Bei Vorliegen
von Mangelhaftigkeit wird
dem Auftraggeber innerhalb
von zwei Monaten nach Ein-
langen der Meldung die Ver-
besserung unter Setzung ei-
ner angemessenen Frist auf-
getragen (§ 20 Abs. 4). Wird
diesem Auftrag nicht ent-
sprochen, wird die Registrie-
rung der Meldung durch eine
schriftliche Mitteilung abge-
lehnt. Ein Bescheid ist nur
dann zu erlassen, wenn dies
innerhalb von zwei Wochen
ab Zustellung der Mitteilung
beantragt wird (§ 20 Abs. 5).

Ergibt das Prüfungsver-
fahren keine Fehlerhaftig-
keit, wurden die Verbesse-
rungen durchgeführt oder
sind nach Einlangen einer

auf Mangelhaftigkeit zu prü-
fenden Meldung bei der Da-
tenschutzkommission zwei
Monate verstrichen, ohne
dass ein Verbesserungsauf-
trag erteilt wurde, ist die Re-
gistrierung durchzuführen
und der Auftraggeber hievon
und vom Inhalt der Regis-
trierung zu verständigen. Bei
erstmaliger Registrierung ist
ihm eine Registernummer
zuzuteilen (§ 21).

Änderungen des Regis-
ters oder Streichungen aus
diesem sind auf Grund einer
Änderungsmeldung durchzu-
führen oder von Amts we-
gen, etwa dann, wenn der
Datenschutzkommission aus
amtlichen Verlautbarungen
Änderungen in der Bezeich-
nung oder der Anschrift des
Auftraggebers zur Kenntnis
gelangen oder der Wegfall
seiner Rechtsgrundlage (§ 22
Abs. 2). Rechtsnachfolger
eines registrierten Auftrag-
gebers können Meldungen
des Rechtsvorgängers durch
entsprechend glaubhaft ge-
machte Erklärung gegenüber
der Datenschutzkommission
übernehmen (§ 22 Abs. 4).

Meldepflicht. Wie ausge-
führt, kann die Datenschutz-
kommission jederzeit die Er-
füllung der Meldepflicht
durch einen Auftraggeber
überprüfen, was auch für
rechtswidrig unterlassene
Meldungen gilt. Das entspre-
chende Verfahren wird
durch eine begründete Ver-
fahrensanordnung eingelei-
tet, mit einer Aufforderung
zur Verbesserung einer re-
gistrierten Meldung oder ei-
ner Aufforderung zur Nach-
meldung innerhalb einer
Frist. Wird dem Verbesse-
rungsauftrag nicht entspro-
chen, wird mit Bescheid die
Streichung der Meldung
oder auch nur von Teilen da-
von verfügt. Eine Streichung
ist auch zu verfügen, wenn
mit Bescheid festgestellte
Mängel bei Datensicher-
heitsmaßnahmen nicht inner-
halb angemessener Frist be-
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hoben worden sind. Wird ei-
ner Aufforderung zur Nach-
meldung nicht entsprochen,
wird mit Bescheid der Da-
tenschutzkommission der
weitere Betrieb der Datenan-
wendung untersagt und
gleichzeitig Anzeige nach §
52 Abs. 2 Z 1 DSG erstattet
(§ 22a Abs. 4). 

Beschwerdeverfahren.
Die Ausübung des – verfas-
sungsgesetzlich (§ 1 Abs. 3
Z 1) gewährleisteten –
Rechts auf Auskunft, wer
welche Daten über den Aus-
kunftswerber verarbeitet,
woher die Daten stammen
und wozu sie verwendet
werden, insbesondere an
wen sie übermittelt werden,
ist in § 26 DSG einfachge-
setzlich näher ausgeführt. 

An die Datenschutzkom-
mission kann sich wenden,
wer behauptet, in diesem
Recht verletzt worden zu
sein – gleichgültig, ob der
Auftraggeber in Vollziehung
der Gesetze tätig geworden
ist oder sich der Anspruch
gegen private Rechtsträger
richtet (§ 31 Abs. 1).

Verletzungen der – eben-
falls verfassungsgesetzlich
gewährleisteten (§ 1 Abs. 1
und 3 Z 2) – Rechte auf Ge-
heimhaltung, Richtigstellung
oder Löschung sind im pri-
vaten Bereich auf dem Zivil-
rechtsweg geltend zu ma-
chen (§ 32 Abs. 1), und zwar
durch Klage beim Landesge-
richt, in dessen Sprengel der
Kläger (Antragsteller) oder,
fakultativ, der Beklagte sei-
nen gewöhnlichen Aufent-
halt oder Sitz hat (§ 32 Abs.
4). Die Datenschutzkommis-
sion erkennt über behauptete
Verletzungen der angeführ-
ten Rechte nur dann, wenn
die Verletzungen in Vollzie-
hung der Gesetze erfolgt
sind (§ 31 Abs. 2). Allenfalls
hat sie einem Zivilverfahren
als Nebenintervenient beizu-
treten, wenn ein Einschreiter
dies verlangt und dies zur
Wahrung der nach dem DSG
geschützten Interessen einer

größeren Zahl von natürli-
chen Personen geboten ist (§
33 Abs. 6).

Das Beschwerdeverfah-
ren wurde nach dem Muster
des § 67c Abs. 2 AVG for-
malisiert, und zwar durch
Aufzählung jener Mindester-
fordernisse, die eine Be-
schwerde zwingend zu ent-
halten hat (§ 31 Abs. 3 Z 1
bis 6). Die gestellten Anträ-
ge auf Auskunft, Richtigstel-
lung oder Löschung und die
allfälligen Antworten des
Beschwerdegegners sind an-
zuschließen. Wenn sich eine
Beschwerde als berechtigt
erweist, ist ihr Folge zu ge-
ben und die Rechtsverlet-
zung festzustellen. Ansons-
ten ist die Beschwerde abzu-
weisen (§ 31 Abs. 7). Wenn
der Beschwerdegegner im
Verfahren die behauptete
Rechtsverletzung beseitigt
und die Beschwerde dadurch
als gegenstandslos erscheint,
hat die Datenschutzkommis-
sion das Verfahren nach vor-
heriger Anhörung des Be-
schwerdeführers formlos
einzustellen (§ 31 Abs. 8).

Informationsverpflich-
tung. Eine weitere Neuerung
besteht darin, dass ein Auf-
traggeber die Betroffenen
unverzüglich in geeigneter
Form zu informieren hat,
wenn ihm bekannt wurde,
dass Daten aus einer seiner
Datenanwendungen syste-
matisch und schwerwiegend
unrechtmäßig verwendet
wurden und den Betroffenen
Schaden droht. Diese Ver-
pflichtung besteht nicht,
wenn die Information ange-
sichts der Drohung eines nur
geringfügigen Schadens der
Betroffenen einerseits oder
der Kosten der Information
aller Betroffenen anderer-
seits einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordert
(§ 24 Abs. 2a). – Die Regie-
rungsvorlage geht davon
aus, dass ein gänzliches Ab-
sehen von der Information
angesichts der Möglichkeit
der Information durch Medi-
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en eine eher in nur besonde-
ren Fällen in Anspruch zu
nehmende Ausnahme blei-
ben wird.

Videoüberwachung. Der
neu in das DSG eingefügte
Abschnitt 9a. (§§ 50a bis
50e) regelt vornehmlich die
Videoüberwachung durch
Private. Videoüberwachung
im Sinn dieses Abschnittes
definiert § 50a Abs. 1 allge-
mein als die systematische,
insbesondere fortlaufende
Feststellung von Ereignis-
sen, die ein bestimmtes Ob-
jekt (überwachtes Objekt)
oder eine bestimmte Person
(überwachte Person) betref-
fen, durch technische Bild-
aufnahme- oder Bildübertra-
gungsgeräte. – Tonaufnah-
megeräte („Lauschangriffe“)
werden nicht erfasst (RV).

Die Grundsätze für die
Verwendung von Daten (§§
6 und 7) gelten auch für die
Videoüberwachung, insbe-
sondere der Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz des § 7
Abs. 3. Rechtmäßige
Zwecke einer Videoüberwa-
chung, insbesondere der
Auswertung und Übermitt-
lung der dabei ermittelten
Daten, sind jedoch nur der
Schutz des überwachten Ob-
jekts oder der überwachten
Person oder die Erfüllung

rechtlicher Sorgfaltspflich-
ten, jeweils einschließlich
der Beweissicherung (§ 50a
Abs. 2).

Ein von einer Videoüber-
wachung Betroffener wird
nach § 50a Abs. 3 dann nicht
in seinen schutzwürdigen
Geheimhaltungsinteressen (§
7 Abs. 2 Z 3) verletzt,

1. wenn diese im lebens-
wichtigen Interesse einer
Person erfolgt, 

2. Daten über ein Verhal-
ten verarbeitet werden, das
ohne jeden Zweifel den
Schluss zulässt, dass es dar-
auf gerichtet war, öffentlich
wahrgenommen zu werden
[Beispiel in der RV:
Straßentheater], oder

3. er der Verwendung sei-
ner Daten im Rahmen der
Überwachung ausdrücklich
zugestimmt hat.

Durch die Videoüberwa-
chung Privater (also nicht im
Rahmen der Vollziehung ho-
heitlicher Aufgaben erfol-
gend) wird ein Betroffener
nach § 50a Abs. 4 weiters
dann nicht in seinen
schutzwürdigen Geheimhal-
tungsinteressen (§ 7 Abs. 2
Z 3) verletzt, wenn

1. bestimmte Tatsachen
die Annahme rechtfertigen,
das überwachte Objekt oder
die überwachte Person könn-
te das Ziel oder der Ort eines

gefährlichen Angriffs wer-
den, oder

2. unmittelbar anwendba-
re Rechtsvorschriften des
Völker- oder des Gemein-
schaftsrechts, Gesetze, Ver-
ordnungen, Bescheide oder
gerichtliche Entscheidungen
dem Auftraggeber spezielle
Sorgfaltspflichten zum
Schutz des überwachten Ob-
jekts oder der überwachten
Person auferlegen, oder

3. in Fällen der Echtzeit-
überwachung, die zum
Zweck des Schutzes von
Leib, Leben oder Eigentum
des Auftraggebers erfolgt.

Mit einer Videoüberwa-
chung nach Abs. 4 dürfen
nicht Ereignisse an Orten
festgestellt werden, die zum
höchstpersönlichen Lebens-
bereich eines Betroffenen
zählen. Weiters ist die Vi-
deoüberwachung zum
Zweck der Mitarbeiterkon-
trolle an Arbeitsstätten un-
tersagt (§ 50a Abs. 5). Was
die Kontrolle von Arbeitneh-
mern durch technische Sys-
teme betrifft, ist auch auf die
§§ 96 und 96a ArbVG zu
verweisen.

Mit Videoüberwachung
aufgezeichnete Daten dürfen
nach § 50a Abs. 6 ferner, oh-
ne dass schutzwürdige Ge-
heimhaltungsinteressen Be-
troffener verletzt werden,

1. an die zuständige
Behörde oder das zuständige
Gericht übermittelt werden,
weil beim Auftraggeber der
begründete Verdacht ent-
standen ist, die Daten könn-
ten eine von Amts wegen zu
verfolgende gerichtlich straf-
bare Handlung dokumentie-
ren, oder

2. an Sicherheitsbehörden
zur Ausübung der diesen
durch § 53 Abs. 5 des SPG
eingeräumten Befugnisse,

auch wenn sich die Hand-
lung oder der Angriff nicht
gegen das überwachte Ob-
jekt oder die überwachte
Person richtet. Die Befugnis-
se von Behörden und Ge-
richten zur Durchsetzung der
Herausgabe von Beweisma-
terial und zur Beweismittel-
sicherung sowie damit korre-
spondierende Verpflichtun-
gen des Auftraggebers blei-
ben unberührt.

Mit einer Videoüberwa-
chung gewonnene Daten von
Betroffenen dürfen nicht au-
tomationsunterstützt mit an-
deren Bilddaten abgeglichen
und nicht nach sensiblen Da-
ten als Auswahlkriterium
durchsucht werden (§ 50a
Abs. 7).

Jeder Verwendungsvor-
gang einer Videoüberwa-
chung ist zu protokollieren.
Aufgezeichnete Daten sind,
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Straftatbestände
Der gerichtliche Straftat-

bestand des § 51 DSG wur-
de, durch Streichung des §
51 Abs. 2 DSG alte Fassung,
von einem Ermächtigungs-
delikt zu einem Offizialde-
likt umgestaltet. Die Straf-
verfolgung ist nunmehr von
Amts wegen durchzuführen.

Zudem wurde der Tatbe-
stand dahingehend erweitert,
dass von der subjektiven
Tatseite her nunmehr statt
Absicht bereits der (allenfalls
bedingte) Vorsatz ausreicht,
sich oder einen Dritten un-

rechtmäßig zu bereichern (§
51 1. Fall). Absicht wird nur
mehr gefordert beim 2. Fall
des Tatbestands, nämlich ei-
nen anderen in seinem Ge-
heimhaltungsanspruch zu
schädigen. Dass dem Betrof-
fenen ein Nachteil zugefügt
wird (§ 51 Abs. 1 a. F.), ist
nicht mehr Tatbestandsmerk-
mal. Bloßes „Schnüffeln“ in
personenbezogenen Daten
reicht also zur Erfüllung des
Tatbestands aus, wenn die
weiteren Tathandlungen ge-
setzt werden. Diese Tathand-
lungen bestehen darin, dass
der Täter personenbezogene

Daten, die ihm ausschließ-
lich auf Grund seiner berufs-
mäßigen Beschäftigung an-
vertraut oder zugänglich ge-
worden sind oder die er sich
widerrechtlich verschafft
hat, selbst benützt, einem an-
deren zugänglich macht oder
veröffentlicht, obwohl der
Betroffene an diesen Daten
ein schutzwürdiges Geheim-
haltungsinteresse hat. 

Strafbestände. Die Tat ist
wie bisher vom Gericht mit
Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr zu bestrafen. Der Straf-
rahmen für die  unverändert

gebliebenen Tatbestände der
Verwaltungsübertretungen
nach § 52 Abs. 1 DSG wur-
de auf 25.000 Euro angeho-
ben, jener für die neu gefass-
ten des § 52 Abs. 2 auf
10.000 Euro.

Wer Daten entgegen den
§§ 26, 27 oder 28 nicht frist-
gerecht beauskunftet, rich-
tigstellt oder löscht, begeht
nunmehr, sofern kein mit
strengerer Strafe bedrohtes
Delikt vorliegt, nach § 52
Abs. 2a eine Verwaltungsü-
bertretung, die mit einer
Strafe bis zu 500 Euro zu
ahnden ist.
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sofern sie nicht aus konkre-
tem Anlass für die Verwirk-
lichung der zu Grunde lie-
genden Schutz- oder Be-
weissicherungszwecke oder
zur Anzeigeerstattung benö-
tigt werden, spätestens nach
72 Stunden zu löschen. § 33
Abs. 2 AVG gilt, dass also
dann, wenn das Ende dieser
Frist auf einen Samstag,
Sonntag, gesetzlichen Feier-
tag oder den Karfreitag fällt,
der nächste Werktag letzter
Tag der [anzunehmen: noch
verbleibenden Stunden-]
Frist ist.

Videoüberwachungen un-
terliegen der Meldepflicht,
ausgenommen Echtzeitüber-
wachungen und wenn eine
Speicherung (Aufzeichnung)
nur auf einem analogen Me-
dium erfolgt (§ 50c Abs. 2).
Der Vorabkontrolle unterlie-
gen Videoüberwachungen
dann, wenn der Auftragge-
ber nicht in der Meldung zu-
sagt, die Videoüberwa-
chungsdaten zu verschlüs-
seln und unter Hinterlegung
des einzigen Schlüssels bei

der Datenschutzkommission
sicherstellt, dass eine Aus-
wertung der Videoaufzeich-
nungen nur im begründeten
Anlassfall durch eine be-
stimmte Stelle stattfindet (§
50c Abs.1).

Echtzeitüberwachung. Ei-
ne Echtzeitüberwachung
liegt nach § 50a Abs. 4 Z 3
vor, wenn sich die Überwa-
chung in einer bloßen Echt-
zeitwiedergabe von das
überwachte Objekt/die über-
wachte Person betreffenden
Ereignisse erschöpft, diese
also weder gespeichert (auf-
gezeichnet) noch in sonst ei-
ner anderen Form weiterver-
arbeitet werden.

Ein von dieser Form der
Videoüberwachung Betrof-
fener ist
• in seinen schutzwürdigen
Geheimhaltungsinteressen
nicht verletzt (§ 50a Abs. 4
Z 3; die RV begründet dies
damit, dass ihr Zweck nicht
in der Beweissicherung, son-
dern in der Einleitung von
Sofortmaßnahmen liegt),

• es besteht keine Melde-
pflicht (§ 50c Abs. 2),
• ein Auskunftsrecht ist aus-
geschlossen (§ 50e Abs. 3). 

Auskunftsrecht. Ein Aus-
kunftswerber hat zunächst
den Zeitraum, in dem er
möglicherweise von der
Überwachung betroffen war,
und den Ort möglichst genau
zu benennen und seine Iden-
tität nachzuweisen. Die Aus-
kunft über die zu seiner Per-
son verarbeiteten Daten ist
ihm dann durch Übersen-
dung einer Kopie der zu sei-
ner Person verarbeiteten Da-
ten in einem üblichen techni-
schen Format zu gewähren.
Alternativ kann der Aus-
kunftswerber eine Einsicht-
nahme auf Lesegeräten des
Auftraggebers verlangen,
wobei ihm auch in diesem
Fall die Ausfolgung einer
Kopie zusteht. Die übrigen
Bestandteile der Auskunft
(verfügbare Informationen
über die Herkunft, Empfän-
ger oder Empfängerkreise
von Übermittlungen, Zweck,

Rechtsgrundlagen sowie al-
lenfalls Dienstleister) sind
auch im Fall der Überwa-
chung schriftlich zu erteilen,
wenn nicht der Auskunfts-
werber einer mündlichen
Auskunftserteilung zustimmt
(§ 50e Abs. 1).

Kennzeichnung. Der Auf-
traggeber einer Videoüber-
wachung (ausgenommen
solche, die nach § 17 Abs. 3
wegen übergeordneter öf-
fentlicher Interessen von der
Meldepflicht ausgenommen
sind) hat diese zu kennzeich-
nen. Aus der Kennzeichnung
hat der Auftraggeber eindeu-
tig hervorzugehen, es sei
denn, dieser ist den Betroffe-
nen nach den Umständen des
Falles bereits bekannt. Die
Kennzeichnung hat örtlich
derart zu erfolgen, dass jeder
potenziell Betroffene, der
sich einem überwachten Ob-
jekt oder einer überwachten
Person nähert, die Möglich-
keit hat, der Videoüberwa-
chung auszuweichen (§ 50d
Abs. 1).           Kurt Hickisch
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Videoüberwachung durch Private: Die Kennzeichnung muss so erfolgen, dass der Auftraggeber eindeutig hervorgeht und dass
jeder potenziell Betroffene die Möglichkeit hat, der Videoüberwachung auszuweichen.


